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Die spanische Conquista war von Beginn an, zumindest der offiziellen Lesart nach, 
nicht (wie z.B. eine Heirat) als politisches Manöver im Verhältnis der europäischen 
Mächte zueinander, und nicht (wie andere Kolonialisierungsprojekte) als 
wirtschaftliches Unternehmen, sondern in erster Linie als missionarisches Projekt der 
Bekehrung von Völkern zu verstehen. Sie stand von daher immer unter dem Imperativ 
des Taufgebots, wie nicht nur aus den Alexandrinischen Bullen, sondern z.B. auch aus 
den spanischen leyes de burgos von 1512 hervorgeht.1 Und da nichts geboten sein 
kann, was nicht zugleich auch erlaubt ist, schien die Berechtigung der Conquista nicht 
nur, aufgrund der päpstlichen Schenkung, kirchenrechtlich, sondern, des biblischen 
Taufbefehls wegen, sogar seitens des göttlichen Rechts immer schon gewährleistet. 
Wenn aber dann die Berichte von der grausamen Behandlung oder, wie man aus 
heutiger Sicht wohl sagen muss, vom Völkermord an vielen autochthonen Stämmen 
dennoch zu einer Problematisierung zwangen, dann stellte sich die Frage, auf welcher 
Ebene man mit dieser ansetzen sollte. Dabei konnten Fragen nach der Effektivität oder 
der Angemessenheit der Mittel in Anschlag gebracht werden, nach dem Ethos oder 
dem Charakter der maßgeblichen Personen oder nach der kirchenrechtlichen 
Einordnung der päpstlichen Schenkung, aber es konnte natürlich auch der Taufbefehl 
und sein normativer Charakter selbst problematisiert werden, und dies wiederum in 
hermeneutischer oder in einer gleichsam extern ansetzenden Art und Weise. Dieser 
Beitrag soll die verschiedenen Facetten ein wenig ausleuchten, die in Vitorias 
1 Als Reaktion auf die Osterpredigt des Antonio de Montesinos (1511) wurde die sog. junta de Burgos einberufen, die 
die Indianer als freie Vasallen anerkannte, die allerdings auf der Grundlage des Taufbefehls unter spanische 
Herrschaft fielen. Die im Anschluss daran unter Beteiligung eines Vorgängers von Vitoria auf dem ersten Lehrstuhl 
für Theologie in Salamanca, Matías de Paz, formulierten Gesetze von Burgos (1512/1513) regelten die bislang 
zügellose encomienda-Praxis in einem mehr oder weniger humanen und an der Bekehrung der Indianer orientierten 
Sinn. Schließlich wurde 1512/13 das sog. requerimiento formuliert, das den Indianern vor dem Angriff vorgelesen 
werden musste und in dem sie zur Anerkennung der Herrschaft der Kirche aufgefordert wurden.
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Vorlesung über die Indianer aufscheinen. Dabei orientiere ich mich häufig an der mehr 
oder weniger äußerlichen Strukturierung der Argumentation und blende 
gezwungenermaßen für die Zwecke dieses Beitrags die volle Tiefe vieler Punkte aus. 
Ob diese inhaltlich, in ihrer Geltungslogik quer zu dem hier Präsentierten stehen, und 
ob sie eine einheitliche Linie erkennen lassen, ist eine Frage, der ich mich gerne bei 
anderer Gelegenheit (oder in der Diskussion im Anschluss) widmen möchte.
Die Frage, die sich für Vitoria vor dem genannten Hintergrund offenbar aufdrängt, ist 
diejenige nach der Rechtfertigungskraft des Taufbefehls gegenüber konkurrierenden 
Rechtsansprüchen, wie etwa einer im dominium von Eltern über ihre Kinder besteht: 
»Zu untersuchender Text: Lehrt alle Völker und tauft sie […]. Zu dieser Stelle stellt sich 
die Frage, ob es erlaubt sei, die Kinder Ungläubiger gegen den Willen von deren Eltern 
zu taufen.«2 Im weiteren Fortgang der Vorlesung untersucht Vitoria bekanntermaßen 
zunächst, ob den amerikanischen Ureinwohnern überhaupt ein solcher 
Rechtsanspruch zugesprochen werden muss und kommt zum Schluss, dass sie in der 
Tat als domini in privaten wie öffentlichen Angelegenheiten anzusehen sind. Während 
Vitoria theologische, philosophische und juridische Gründe und Autoritäten für die 
Annahme des Vorliegens dieses Rechtsanspruches auch im Falle der Indianer anführt – 
indem er die Gründe die dagegen sprechen könnten, diskutiert und entkräftet, wird 
der Geltungsgrund des Rechtsanspruchs als eines solchen selbst nur zurückhaltend 
behandelt: Vitoria weist im Anschluss an Thomas darauf hin, dass der Status des 
dominus im Ausgang vom dominium suorum actuum zu verstehen ist, d.h. »jemand ist 
dadurch Herr seiner Handlungen, dass er diese oder jene Wahl treffen kann«,3 
wodurch der Zusammenhang mit der nötigen Vernunftbegabung klar wird. Andernorts 
ist hinterlegt, dass mit dominium eine Verfügung im Rahmen einer Rechtsordnung 
gemeint ist, was im aktuellen Fall natürlich die Frage nach der Existenz einer 
Rechtsordnung der Indianer nach sich zieht (die Vitoria affirmativ beantwortet). 
Andererseits scheint für Vitoria auch die umfassende Rechtsordnung des Völkerrechts 
2 »Locus relegendus: Docete omnes gentes baptizantes eos […] In quem locum movetur quaestio, an liceat baptizare 
filios infidelium invitis parentibus.« (370f., meine Hervorhebung, A.W.)
3 »Sola creatura rationalis habet dominium sui actus, quia […] per hoc aliquis est dominus suorum actuum, quia 
potest hoc vel illud eligere.« (400f.)
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eine tragende Rolle zu spielen: »dominia sunt de iure gentium et de iure naturali« 
(536). Es ist zumindest unklar, ob mit der Parallele von ius gentium und ius naturale 
eine entsprechende Differenzierung in privates und politisches dominium einhergeht 
oder nicht.
In jedem Fall jedoch beschreibt Vitoria tatsächlich einen eigensinnigen natur- oder 
völkerrechtlichen Titel, mit dem der Taufbefehl in Konkurrenz treten kann. Ist das 
durch den Taufbefehl angezeigte Vorgehen im Rahmen dieser Konkurrenz denn auch 
erlaubt, fragt Vitoria, d.h. kann es im Rahmen der mit dem dominium verbundenen 
normativen Infrastruktur, in den Termini des natürlichen oder »internationalen« 
Rechts und Unrechts, als zulässig gelten? Falls dies der Fall sein soll, so müsste sich 
innerhalb des Natur- oder des Völkerrechts eine Relativierung des Titels der 
»Barbaren« rekonstruieren lassen. Einige seinerzeit prominente Argumente leisten 
dies nicht, andere unter Umständen schon. (Abteilungen 2 und 3 des ersten Teils)
Wenn wir uns aber noch ein wenig am Beginn der Vorlesung aufhalten, dann sehen 
wir, wie Vitoria drei Argumente dafür anführt, dass er sich als Theologe mit einer so 
grundsätzlichen Anfrage eigens befasst. Und nach dem Vorangegangenen dürfen wir 
von diesen Argumenten auch eine Antwort darauf erwarten, wie er sich als Theologe 
zu einer Diskussion in Begriffen von natürlichem oder völkerrechtlichem Recht und 
Unrecht stellt: Nachdem er erstens erklärt, dass sich Theologen mit allen, auch mit den 
unstrittigen Fragen befassen dürfen – gegebenenfalls eben nicht zum Zwecke der 
Überlegung, sondern zu dem der Belehrung –, erläutert er zweitens, warum er als 
Theologe sich damit befassen sollte. Da nämlich die Frage das Gewissen betrifft – und 
zwar natürlich das Gewissen derer, die handlungs- und entscheidungsbefugt sind, und 
denen die Berichte aus Amerika Anlass zu Zweifeln geben könnten, kurz: das Gewissen 
Karls V., fällt sie mindestens auch in die Zuständigkeit der Kirche. Aber für Vitoria ist 
nicht klar, so sagt er, ob schon würdige Theologen zu dieser Frage gehört wurden.4 
4 Vgl. auch die Passage am Ende der Besprechung der illegitimen Titel: »Dies soll zu den falschen und unpassenden 
Rechtsgründen für die Inbesitznahme der Barbarenprovinzen genügen. Aber dazu ist anzumerken, dass ich nichts 
Schriftliches zu diesem Problem zu Gesicht bekommen und niemals an einem Streitgespräch oder einer Beratung 
über diesen Gegenstand teilgenommen habe. Daher könnte der Fall eintreten, dass andere Leute nicht ohne Grund 
unter irgendeiner der zuvor genannten Stellen einen Titel begründen, der den gerechten Charakter des besagten 
Vorgehens und der besagten Herrschaft gewährleistet. Aber ich kann bis jetzt nichts anderes erkennen als das, was 
gesagt worden ist. Falls es keine anderen Titel gäbe als die genannten, wäre den Herrschern daher in der Tat schlecht 
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Insbesondere helfen Auskünfte, die sich aus der Gelehrsamkeit des kanonischen 
Rechts speisen, nicht weiter, denn die Indianer fallen nicht unter die Jurisdiktion der 
Kirche, wie Vitoria im Laufe der Vorlesung noch herausarbeiten wird.5 Dieses 
Argument führt Vitoria im Rahmen des zuvor genannten über die Zuständigkeit der 
Kirche an, aber es führt hinüber in ein drittes, anders gelagertes Argument. Denn dem 
Präludium zufolge (380f.) gibt es überhaupt kein menschliches Recht, weder 
kanonisches noch römisches oder spanisches, das die beiden Rechtsordnungen 
umfassen würde. Und es soll ja nicht der Konflikt zwischen Taufbefehl und dominium 
im Allgemeinen untersucht werden, sondern eben für den Fall der »neu entdeckten 
Indianer«, dessen Besonderheit ja darin besteht, dass die konkurrierenden Titel von 
Akteuren aus unterschiedlichen Gesellschaften angeführt werden, die keinem 
gemeinsamen oder höheren Rechtssystem untergeordnet sind und die noch nicht 
einmal eine Geschichte und Tradition gemeinsamer Praxis haben, aus denen sich eine 
Gewohnheit ablesen ließe. Unabhängig von der Möglichkeit einer materialen 
Behandlung der Frage unter Rekurs auf theologische Argumente stellt sich die Frage 
auf einer methodischen Ebene so als Problem des Verhältnisses von unabhängigen 
Rechtssystemen zueinander, und selbst eine faktische Übereinstimmung 
unterschiedlicher Rechtsordnungen in der Frage, wie diese Konkurrenz auszulegen 
sei, müsste ihrerseits erst in ihrem Geltungssinn geklärt werden.
Vitoria ist sich offenbar wohl bewusst, dass eine unreflektierte Behandlung des 
Verhältnisses von Taufbefehl und dominium durch die Partikularität des bislang 
einschlägigen Diskurses systematisch verzerrt wäre. Zugleich ist jedoch die 
Inanspruchnahme des europäischen Rechtsdenkens und die quasi-advokatorische 
Stellvertretung der Indianer durch einen abendländischen Diskursteilnehmer 
praktisch unvermeidlich, wenn die verschiedenen Ansprüche in ein juridisch 
stichhaltiges Verhältnis zueinander gebracht werden sollen. Meinem Eindruck nach 
verbirgt sich vor allem dieses methodische Problem hinter den »besonderen Zweifeln« 
gedient, oder, besser gesagt, dem Heil derer, deren Aufgabe darin besteht, diese Zusammenhänge aufzudecken.« 
(457)
5 Dies übrigens gegen die seinerzeit bei zivilen und kanonischen Juristen wie seinem salmantiner Kollegen Martín de 
Azpilcueta dominierende theokratische Auffassung, nach der der Papst die unmittelbare Jurisdiktion über alle Welt 
hat. Vgl. Paulino Castaneda, »La interpretación teocrática de las bulas alejandrinas« In: Anuario Mexicano de 
Historia del Derecho 5 (1993): 19–59.
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(pecularia dubia, 382f.), die bei dieser Gelegenheit auftreten können. Dieser dritte 
Grund verlangt also nach einem Diskurs, der den juridischen Charakter der Frage ernst 
nimmt, ohne davon auszugehen, dass es einen fertigen, nur noch anzuwendenden 
Korpus des einschlägigen Rechts gibt. Dieses Recht muss allererst konstruiert werden, 
eine Aufgabe, für die Vitoria die Gelehrten des kanonischen, des römischen oder des 
spanischen Rechts als nicht qualifiziert erachtet. Wir kommen darauf noch zurück.
Übergehen wir kurzerhand die umfangreichen Abschnitte des ersten und zweiten 
Teils,6 und kommen rasch auf die Beantwortung der Eingangsfrage zu sprechen, also 
ob es erlaubt sei usw. Auch hier tritt der besondere Charakter der Konfrontation mit 
der fremden Gesellschaft hervor, und es scheint sich ein vielleicht nicht absoluter, aber 
zumindest praktischer Vorrang einzustellen: Im dritten Teil über die Befugnisse der 
Kirche behandelt Vitoria den Streit, der zwischen thomistischen und skotistischen 
Ansichten über die Zwangstaufe besteht. Zunächst scheint er sich auf die Seite des 
Skotus zu schlagen: Eine solche Zwangstaufe sei weder dem göttlichen noch dem 
natürlichen Recht nach verboten, da man auch ohne Wunder und Zeichen rational 
zeigen könne, dass der christliche Glaube überlegen sei. (Und zu so einem 
evidentermaßen Besseren dürfen die Menschen gezwungen werden.) An sich 
betrachtet sei es also gut und legitim, wenn Ungläubige zur Taufe und zum Glauben 
gezwungen werden. Praktisch, und hier lässt Vitoria doch Thomas das letzte Wort, ist 
es jedoch unzulässig, da faktisch immer nachteilige Folgen zu Buche schlagen (z.B. Die 
Ungewissheit über die Aufrichtigkeit der Konvertiten oder Zweifel über die 
Attraktivität eines nicht-zwangsbewehrten Missionsangebots).
Diese Materie, und darauf kommt es hier an, ist jedoch nur dann so kompliziert, wenn 
es um die Zwangsbefugnis von Autoritäten geht, die ohnehin die Jurisdiktion über die 
betroffenen Ungläubigen haben. Handelt es sich hingegen um Ungläubige, die anderen 
Herrschern Untertan sind, so liegt der Sachverhalt ganz eindeutig auf der Hand: Es ist 
nicht erlaubt, die Kinder solcher Ungläubiger gegen den Willen ihrer Eltern zu taufen 
(526–529). Mit anderen Worten: Wenigstens im Rahmen des Diskurses, dem sich 
6 Im Durchgang durch die Titel wäre neben dem Argument, mit dem dem Papst die Autorität über die Indianer 
abgesprochen wird, sicherlich noch darauf hinzuweisen, welche Interventionsberechtigung der Verstoß der Indianer 
gegen Normen des göttlichen Rechts erzeugt; nämlich gar keine (4. und 5. illegitimer Rechtsgrund).
– 5 / 12 –
Vitoria in dieser Vorlesung zurechnet, »trumpft« das Völkerrecht, das die Herrschaften 
und Jurisdiktionen zu- und einteilt, den theologischen Taufbefehl. Ob also dieser Befehl 
nicht nur als ethische Handlungsmaxime, sondern auch als eine juridische 
Ermächtigung verstanden werden kann, liegt nicht in ihm selbst, sondern muss 
gesondert durch eine Zuständigkeitserwägung des Völkerrechts festgestellt werden. 
Nur dort wird dominium konstituiert, es ist nicht im göttlichen Taufbefehl bereits 
impliziert.7
Ein weiteres Beispiel für eine Relativierung der Erzwingbarkeit des objektiv Guten, ja 
für eine positiv-rechtliche Beschränkung des Taufbefehls findet sich in der unmittelbar 
anschließenden Diskussion der freiwilligen Unterwerfung Ungläubiger unter 
christliche Herrschaft: Falls die Ungläubigen diese nämlich nur unter der Bedingung 
leisten, dass sie nicht zum Christentum und zur Taufe gezwungen werden, dann muss 
diese Bedingung auch im Weiteren respektiert werden. Die Bedingung gleicht einer 
völkerrechtlichen Vereinbarung, die ein Herrschaftsverhältnis und die Autorität des 
Herrschers über die neuen Untertanen fortdauernd strukturiert (528f. Vgl. auch 506f.).
Sicherlich ist die Rollentrennung in theologische, juristische, philosophische oder 
politische Aspekte unserer heutigen Perspektive, vermutlich sogar einem modernen 
Bedarf an fachdisziplinärer Positions- und Methodenbestimmung geschuldet, aber sie 
kann auch analytisch sinnvoll sein, um die verschiedenen, bei Vitoria miteinander 
verwobenen Dimensionen künstlich isoliert auf die Spitze zu treiben und den Gehalt 
der Vorlesung in unterschiedliche Richtungen möglichst weit zu entfalten. Ohne eine 
Schlussfolgerung zu dem zuvor Gesagten nahe legen zu wollen – denn diese würde 
sicherlich erst nach einer Diskussion auch der materialen Punkte der Vorlesung und 
nach der Klärung und Relationierung der diversen Rechtsquellen und ihrer jeweiligen 
Geltungsgründe einen irreführenden Charakter abstreifen können – will ich zu einer 
zweiten möglichen Rollenzuschreibung kommen: Ist Vitorias Vorlesung auch als 
Beitrag zu einem, wie wir heute sagen würden, politischen Diskurs zu verstehen? Wir 
7 Vgl. 526f., vgl. auch schon im Rahmen des vierten illegitimen Titels 446f.
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werden sehen, wie sich diese Frage bei Vitoria kaum verfolgen lässt und vielmehr 
zurück in den juridischen Diskurs drängt.
Zunächst lässt sich feststellen, dass die Sprechsituation, in die sich Vitoria einfügt, 
offenbar von unmittelbarem Handlungs- und Entscheidungsdruck entlastet ist. 
Zweifel, Unklarheiten und der Verweis auf unzureichende oder noch ausstehende 
empirische Informationen werden klarer artikuliert, als dies eine politisch engagierte 
Stellungnahme, wie wir sie etwa bei Las Casas sehen, zuließen. Diese 
Unentschiedenheit hat Vitoria bis heute immer wieder Kritik eingehandelt – und nicht 
umsonst hat sie auch Eingang in den Titel dieser Tagung gefunden. Vitoria bewegt sich 
sicherlich nicht an der Frontlinie eines politischen Streits, sondern im Innern 
akademischer, wissenschaftlicher Kontroversen. Aber auch in diesen lassen sich ja 
mehr und weniger politisch orientierte Diskurse voneinander unterscheiden.
Zwar kann man nur spekulieren, ob Vitoria mit den Schriften des unumstrittenen 
Gründungsvaters der modernen politischen Wissenschaften, ob er mit den Texten 
Machiavellis vertraut war.8 Sicher ist jedoch, dass Vitoria eine solide humanistische 
Bildung genossen hatte und, z.B. in der Vorlesung De potestate civili, auf die Theorie 
des italienischen Republikanismus reagierte (etwa PC, 136–139). Aber auch im 
Präludium der Vorlesung De Indis, an der Stelle, an der Vitoria die Möglichkeit erwägt, 
dass zuweilen vielleicht auch ungerechtes oder schimpfliches Handeln angezeigt sein 
könnte – eine zentrale These der Theorie des ragione di estato –, lehnt er diese 
8 Vitoria war 1507–1523 in Paris, Machiavelli 1510/11. 1512 eroberten die Medici unter Mithilfe spanischer Truppen 
Florenz und verdrängten Machiavelli von seinem Posten in der Stadtverwaltung. Der Principe kursierte seit 1513 in 
privaten Drucken. Offiziell wurden die Istorie fiorentine 1521 publiziert, die Discorsi 1531 posthum, und schließlich 
1532, also immer noch sieben Jahre vor unserer Vorlesung, auch der Principe. Die Rezeption von Machiavellis 
Schriften in Spanien erfolgte früh und war sehr intensiv. Von dem spanischen Humanist Pedro Mexía (1497–1551), 
der in Salamanca bis 1526 u.a. Jurisprudenz studiert hatte, und danach als Chronist an der Casa de contratación in 
Sevilla arbeitete, wird berichtet, er habe alle Werke Machiavellis studiert und sie teilweise in seiner äußerst 
erfolgreichen Schrift Silva de varia lección (1540) verarbeitet. Er unterhielt rege Korrespondenz mit Erasmus von 
Rotterdam, Luis Vives – mit denen auch Vitoria korrespondierte – und mit Juan Ginés de Sepúlveda. 1548 wurde er 
zum Hofchronisten Karls V., der angeblich selbst den Principe aufmerksam studierte. Karl und Vitoria wiederum 
kannten sich seit spätestens 1534. Von der Vorlesung von Anfang Januar 1539 nahm Karl wohl allerdings erst Notiz, 
nachdem sie gehalten war, wie aus einer das Thema der Vorlesung betreffenden Anfrage Karls vom 31. Januar direkt 
an Vitoria hervorgeht. Die Verstimmung, die aus dieser Kommunikationspanne resultierte und in einem Brief vom 
November Ausdruck fand, ändert nichts daran, dass Karl umgehend – z.B. Im April 1539 und im März 1541 – 
Vitorias Rat immer wieder einholte.
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Überlegung ab als »jedenfalls nicht christlich« (374f.).9 Am deutlichsten wird seine 
Skepsis bezüglich jeder Verabsolutierung des Staatsinteresses in der wiederholten 
Betonung der Unhintergehbarkeit des Gewissensurteils: Weil es sein Gewissen betrifft, 
soll der Herrscher die Theologen und nicht allein die Juriskonsulten und politischen 
Ratgeber hören; wenn für einfache Untertanen die Unrechtmäßigkeit eines Krieges auf 
der Hand liegt, dürfen sie nicht im Widerspruch zu dieser Gewissensüberzeugung 
ihrem kriegstreiberischen Fürsten Folge leisten, selbst wenn sie sich objektiv 
betrachtet irren (DIB, 568f. 576f.) und obgleich dies gerade aus der Sicht der 
Staatsräson unverantwortlich sein dürfte, und Ähnliches mehr.
Jedoch präsentiert Vitoria keine rigoristische Moral eindeutig abgeleiteter Regeln, 
sondern bringt zahlreiche Motive in Anschlag, die stark von der Orientierung an 
praktischer Rationalität, ja mitunter von einem überraschenden Pragmatismus 
gespeist sind.10 Dabei lässt sich eine interessante Spannung ausmachen: Zuweilen 
argumentiert Vitoria aus Gründen der praktischen Klugheit für eine die formalen 
Rechtsinstitutionen übersteigende Kompetenz der Entscheidungsträger, bei anderen 
Gelegenheiten jedoch für eine ansonsten vielleicht unmotiviert oder übertrieben 
anmutende Verstärkung der formalen Rechtsinstitutionen.
Die Auskunft, dass nicht alles, was erlaubt ist, auch förderlich sei,11 die Relativierung 
von Rechtsansprüchen an den Konsequenzen für umfänglichere Gemeinschaften12 
oder an akzidentellen Umständen13 deuten in die erste Richtung. Die Auflagen, die er 
für die Beurteilung von Kriegsgründen im Vorfeld einer Kriegserklärung vorsieht, 
hingegen in die zweite: Um bezwingbaren Irrtum zu vermeiden, müssen diese Gründe 
zusammen mit den Gründen der Gegenseite von einem vielköpfigen Kollegium mit 
9 Schon Vitorias Kollege Domingo de Soto ergeht sich in einer umfangreichen Kasuistik darüber, ob man in einem 
gerechten Krieg aus Gründen der strategischen Kriegführung unter Umständen lügen dürfe (###). Am Ende darf 
man es auch bei de Soto nicht, aber bei Vitoria kommt diese Frage nicht auf. Wohl aber die Frage, unter welchen 
Bedingungen man im Rahmen eines gerechten Krieges wissentlich Unschuldige töten darf, was man normalerweise 
keinesfalls darf (DIB, 582–585). Man darf es übrigens, weil und nur insoweit eine solche Tötung notwendiger 
Bestandteil der Kriegführung selbst ist.
10 In der oben erwähnten Problematik der Zwangstaufe von Untertanen formuliert er gar als methodische Einsicht, dass 
die moralische Regel nicht bloß mögliche Verhaltensoptionen abstrakt und an sich, sondern faktische 
Handlungsweisen in ihrem jeweiligen Praxiszusammenhang beurteilen muss (522f.).
11 Z.B. 476f., 508–511, 520f.
12 PC, 138–141.
13 DIB, 578f.
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großer Sorgfalt und, wie er sagt, »cum libertate et sine ira aut odio« geprüft werden.14 
Vitoria ist sich offenbar im Klaren darüber, dass auch ein gerechter Krieg darauf 
hinausläuft, dass der siegreiche Fürst Richter in eigener Sache wird, und er formuliert 
hohe institutionelle Hürden für die Kriegserklärung – und die Vorschrift, dass bei 
unklarer Sachlage Friedenspflicht herrscht. Den kriegführenden Fürsten erinnert er 
hingegen daran, dass wegen seiner Rolle als Richter besondere ethische 
Anforderungen bestehen, darunter solche der Aufrichtigkeit (bei der Einschätzung 
dessen, was unabdingbar ist, um die eigene Sicherheit zu gewährleisten),15 des 
leidenschaftslosen Augenmaßes (bei der »Zumessung des Strafmaßes«)16. Klassisch ist 
die Formulierung der dritten Regel der Konklusion in der Vorlesung über das 
Kriegsrecht:
»Der Sieger muss sich als Richter betrachten, der zwischen zwei Gemeinwesen 
sitzt: zwischen dem einen, das geschädigt wurde, und dem anderen, das das 
Unrecht beging. Demzufolge verhängt er nicht als Ankläger einen Urteilsspruch, 
sondern verschafft als Richter dem geschädigten Gemeinwesen Genugtuung.«17
Der gemeinsame Nenner dieser beiden Tendenzen der Inanspruchnahme praktischer 
Rationalität, der Sinn ihrer Einführung und Entfaltung durch Vitoria, ist, so lassen die 
zitierten Beispiele vermuten, vielleicht doch nicht in der Ausarbeitung einer Theorie 
politischer Urteilskraft und Klugheit, sondern in der einer praktikablen Theorie der 
völkerrechtlichen Adjudikation zu suchen.18 Vitoria macht an den verschiedensten 
Stellen Vorschläge dazu, wie ein völkerrechtlich relevantes Gerichtsverfahren 
14 DIB, 566–569.
15 DIB, 564f.
16 DIB, 592f.
17 »[O]portet victorem existimare se iudicem sedere inter duas res publicas: alteram, quae laesa est, alteram quae 
iniuriam fecit, ut non tanquam accusator sententiam ferat, sed tanquam iudex satisfaciat quidem laesae [...].« (DIB, 
602f.)
18 In einigen wenigen Passagen scheint es allerdings doch fast so, als ob die geforderte praktische Klugheit tatsächlich 
eine zwar in keinem Falle unmoralische, aber doch eine eigensinnige politische Kompetenz ist: Zu Herrschaft 
qualifiziert sind diejenigen, die von Natur aus mit Intellekt und mit der facultas ad imperandum et regendum 
ausgestattet sind (404f.). Den Herrschern wird ja gerade deshalb ihre »Vollmacht gegeben, weil [sie] wissen 
[können], was nützt, auch wenn es die anderen nicht wissen.« (494f.) Es steht jedoch zu bezweifeln, ob sich auf der 
Basis dieser Passagen ein stärker politischer Charakter der Vitoriaschen Vorlesungen rekonstruieren lässt.
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institutionalisiert werden und auf welchen Ethos bei den als Richter fungierenden 
Personen dann bei allen Institutionen doch nicht verzichtet werden kann. Als eine der 
wichtigsten Leistungen Vitorias gilt nicht umsonst die Ausarbeitung des Kriegsrechts, 
in welchem er den (gerechten) Krieg als Sanktion im Rahmen eines völkerrechtlichen 
Strafprozesses entwirft. Bemerkenswert ist dabei die Rolle, die er den Herrschern der 
Einzelstaaten zumisst – diese sind in der Regel parteiisch und doch die einzigen 
Organe, über die die globale Völkerrechtsgemeinschaft verfügen kann.
In der Besprechung eines um des Wohls der globalen Rechtsgemeinschaft willen 
geführten Krieges finden diese Bestimmungen – der unverzichtbaren Rolle politischer 
Autoritäten, ihrer Funktion im Rahmen einer juridischen Prozedur, deren Explikation 
sich aber wahrhaft auf prozedurale Auflagen für die Kriegserklärung beschränkt und 
durch ethische Auflagen an die siegreichen Fürsten ergänzt werden muss – zusammen:
»[E]in Herrscher [hat] nicht nur die Vollmacht über seine Bürger, sondern auch 
über Fremde […], die er züchtigen kann, damit sie von Unrechtstaten Abstand 
nehmen, und dies Kraft des Völkerrechts und mit der Ermächtigung der ganzen 
Welt. […] Wenn das Gemeinwesen nun mit seinen Bürgern so verfahren kann 
[i.e. die schädlichen Bürger mit Strafen belegen], kann zweifellos die Welt mit 
allen schädlichen Menschen so verfahren, und dies nur über die Herrscher. 
Also können die Herrscher zweifellos Feinde bestrafen, die dem [globalen, 
A.W.] Gemeinwesen Unrecht zugefügt haben. Und überhaupt sind die Feinde, 
sobald der Krieg in ordentlicher und gerechter Weise begonnen worden ist, dem 
betreffenden Herrscher als ihrem eigenen Richter unterworfen.«19
Vitoria behält also nicht nur die Rede von den Rechten und Rechtsverletzungen bei, 
sondern auch die Idee, dass diese zwar mitunter nur über die politischen Autoritäten 
der Einzel-Gemeinwesen realisiert bzw. vermieden werden können, aber dennoch 
19 »[P]rinceps non tantum habet auctoritatem in suos, sed etiam in extraneos ad coercendum illos, ut abstineant se ab 
iniuriis, et hoc iure gentium et orbis totius auctoritate. […] Quodsi res publica hoc potest [i.e. afficere poenis cives 
suos, qui sunt rei publicae perniciosi], haud dubium, quin hoc possit orbis in quoscumque perniciosos homines, et 
hoc non nisi per principes. Ergo sine dubio principes possunt punire hostes, qui iniuriam fecerunt rei publicae; et 
omnino postquam bellum rite et iuste susceptum est, hostes obnoxii sunt principi tanquam iudici proprio.« (DI, 
564f. Hervorhebung von mir, A.W.)
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einen Vorrang vor anderen ethischen, vor philosophischen, theologischen und 
politischen Prinzipien haben müssen – die Herrscher der Einzel-Gemeinwesen haben 
nicht nur eine Verantwortung für das Gemeinwohl ihres je eigenen Gemeinwesens, 
sondern auch für das der globalen Rechtsgemeinschaft.20 Diese autorisiert die Normen 
des Völkerrechts nach dem Geltungsmodus öffentlichen Rechts – es entspringt der 
volonté générale der res publica totius orbis, und bindet entsprechend »nicht nur 
aufgrund von Vertrag und Übereinkunft [...] sondern hat sogar Gesetzeskraft.«21 Es 
umfasst neben natur- und vernunftrechtlichen Prinzipien, von denen abzuweichen die 
rechtsetzende globale Völkerrechtsgemeinschaft gar nicht vernünftig beschließen 
könnte (460), in zentralen Fragen wie der materialen Ausgestaltung und Zuteilung von 
elementaren Rechtsgütern wie dominium und iurisdictio Regelungen, für die man einen 
Beschluss jener Rechtsgemeinschaft sehr wohl annehmen kann, da sie sich nämlich in 
einer »alten Gewohnheit« zwischen den Völkern artikulieren.22 Diese Gewohnheiten 
aufzufinden, erscheint nach Vitoria als dringliche empirische Aufgabe für die 
Ermöglichung differenzierterer Urteile über internationale Konflikte.
Wie ist vor dem Hintergrund dieser sich in Rechtsbegriffen bewegenden Diskussionen 
dann aber die anfängliche eindeutige Absage an die Juriskonsulten zu verstehen? Ich 
denke, wohl als Feststellung, dass es keine akademische Disziplin gibt, in der dieses 
Völkerrecht erforscht und gelehrt würde – und dass der besonderen Eigenart des 
Völkerrechts wegen viele traditionelle methodische Instrumente gar nicht zum Einsatz 
kommen können. Gegenüber den Wissenschaften der »beiden Rechte« gilt es an der 
Schnittstelle zwischen Vernunftüberlegungen und empirischer Rechtsvergleichung 
einen juridischen Diskurs einzurichten, der in besonderer Weise dem Entzug eines 
20 Vgl. Pablo Zapatero, »Legal Imagination in Vitoria. The Power of Ideas«. In: JHIL 11 (2009): 238. An dieser Stelle 
ist im Übrigen auf die Modifikation der Definition des Völkerrechts hinzuweisen, die Vitoria in der Besprechung des 
ersten legitimen Rechtstitels vornimmt: Wo das Völkerrecht zuvor (in den Institutionen) das Recht war, das inter  
omnes homines galt, ist es bei Vitoria dasjenige, was inter omnes gentes bzw. nationes gilt: »Quod naturalis ratio 
inter omnes gentes constituit, vocatur ius gentium. Apud omnes enim nationes habetur ...« (460)
21 »Ius gentium non solum habet vim ex pacto et condicto inter homines, sed etiam habet vim legis.« (PC 156) Da die 
Bindungskraft dieser Gesetze aus der Autorität der globalen Rechtsgemeinschaft erwächst, kann sich, vorbehaltlich 
einer »globalen Gesetzesänderung«, keine Nation vom Völkerrecht ausnehmen (ebd.) – Vitoria präsentiert uns eine 
Theorie des ius cogens. Vgl. ComSTh II-II q. 57: »Ita de iure gentium dicimus, quod quoddam factum est ex 
communi consensu gentium et nationum.«
22 DIB, 554f. Vgl. auch Vitorias Theorie der opinio iuris, durch die allein sich eine Gewohnheit als Rechtsquelle 
auszeichnet; ComSTh, q. 97 a. 2f.
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globalen und doch menschlichen Gesetzgebers und der Differenz der menschlichen 
Gesellschaften Rechnung trägt. Zwar ist auch hier noch kein universeller, i.S.v. alle 
Rechtskulturen gleichberechtigt einbeziehender Diskurs der Rechtsfortbildung 
angedacht, aber immerhin lässt sich so auch unter den Rekurs auf die Sprecherrollen, 
die man in den Vorlesungen finden kann, eine alte These stützen und vielleicht mit 
zusätzlicher Klarheit versehen: dass Vitoria nicht nur als eine zentrale Figur in der 
Herausbildung des modernen Völkerrechts, sondern auch als einer der Begründer der 
damit verbundenen wissenschaftlichen Disziplin, der Völkerrechtslehre, gelten muss.23
23 So auch in der Konklusion einer anders gelagerten Diskussion Pablo Zapatero, »Legal Imagination in Vitoria. The 
Power of Ideas«. In: JHIL 11 (2009): 231.
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